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Die EuropäischeKommissionundderHoheVertreter der EUhabeneine Europäische Strategie fürwirtschaftliche Sicherheit vorge-

legt, so die PM der EU-Kommission vom 20.6.2023. Die Mitteilung legt den Fokus darauf, Risiken entscheidender Wirtschafts-

ströme zuminimieren, und zwar imKontext zunehmender geopolitischer Spannungenunddemschnellen technologischenWan-

del. Gleichzeitig solle ein Höchstmaß an wirtschaftlicher Offenheit und Dynamik bewahrt werden. In der Strategie werde ein ge-

meinsamer Rahmen dargelegt, wie wirtschaftliche Sicherheit gewährleistet werden kann – durch eine Stärkung der wirtschaft-

lichen Basis undderWettbewerbsfähigkeit der EU, durch Schutz vorRisiken unddurch eineZusammenarbeitmit einemmöglichst

breiten Spektrum von Ländern, deren Anliegen und Interessen geteilt werde. Die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und Präzi-

sion würden dabei die Maßnahmen zur wirtschaftlichen Sicherheit leiten. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen ver-

wies darauf, dass dieWelt im Vergleich zu früheren Jahren umkämpfter und geopolitischer geworden ist. „Deshalb ist das Thema

wirtschaftliche Sicherheit für uns und für viele unserer Partner zu einer Priorität geworden.“ Von der Leyen betonte: „Heute wird

Europa die erste große Volkswirtschaft, die eine Strategie für die wirtschaftliche Sicherheit vorlegt. Sie wird die Souveränität, die

Sicherheit und den Wohlstand Europas in den kommenden Jahren gewährleisten.“ In der Strategie wird eine gründliche Bewer-

tung der Risiken für die wirtschaftliche Sicherheit in vier Bereichen vorgeschlagen: (1) Risiken für die Widerstandsfähigkeit der

Versorgungsketten, einschließlich der Energiesicherheit; (2) Risiken für die physische und Cyber-Sicherheit kritischer Infrastruk-

turen; (3) Risiken imZusammenhangmit der Technologiesicherheit unddemAbfluss vonTechnologien und (4) Risikenwirtschaft-

licheAbhängigkeiten alsWaffe zu nutzenoderdas RisikowirtschaftlicherNötigung.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Ausgleich für Verbraucher bei Nichtig-
erklärung eines missbräuchliche Klauseln

enthaltendenHypothekendarlehensvertrags

Im Kontext der vollständigen Nichtigerklärung

eines Hypothekendarlehensvertrags mit der Be-

gründung, dass er nach Aufhebung der miss-

bräuchlichen Klauseln nicht fortbestehen kann,

sind Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie

93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über

missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-

gen dahin auszulegen, dass

– sie einer gerichtlichen Auslegung des nationa-

len Rechts nicht entgegenstehen, wonach der

Verbraucher von dem Kreditinstitut einen Aus-

gleich verlangen darf, der über die Erstattung

der gezahlten monatlichen Raten und der zur

Erfüllung dieses Vertrags gezahlten Kosten so-

wie die Zahlung von Verzugszinsen zum ge-

setzlichen Satz ab dem Zeitpunkt der Zah-

lungsaufforderung hinausgeht, sofern die Zie-

le der Richtlinie 93/13 und der Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit gewahrt sind, und

– sie einer gerichtlichen Auslegung des nationa-

len Rechts entgegenstehen, wonach das Kre-

ditinstitut von dem Verbraucher einen Aus-

gleich verlangen darf, der über die Erstattung

des zur Erfüllung dieses Vertrags gezahlten

Kapitals sowie die Zahlung von Verzugszinsen

zum gesetzlichen Satz ab dem Zeitpunkt der

Zahlungsaufforderung hinausgeht.

EuGH, Urteil vom 15.6.2023 – C-520/21
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1473-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Verbraucherdarlehensvertrag – Zur

Aussetzung der Monatsraten bei miss-

bräuchlichen Klauseln

Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie

93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über

missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträ-

gen sind im Licht des Effektivitätsgrundsatzes da-

hin auszulegen, dass sie einer nationalen Recht-

sprechung entgegenstehen, nach der das natio-

nale Gericht einen Antrag eines Verbrauchers auf

Erlass vorläufiger Maßnahmen zurückweisen

kann, der darauf gerichtet ist, dass bis zu einer

endgültigen Entscheidung über die Nichtigerklä-

rung des von diesem Verbraucher geschlossenen

Darlehensvertragswegendarin enthaltenermiss-

bräuchlicher Klauseln die Zahlung der nach die-

sem Vertrag geschuldeten Monatsraten ausge-

setzt wird, wenn der Erlass dieser vorläufigen

Maßnahmen erforderlich ist, um die volle Wirk-

samkeit dieser Entscheidung sicherzustellen.

EuGH, Urteil vom 15.6.2023 – C-287/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1473-2
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EuGH-Schlussanträge: Google, Meta, Tik

Tok – Auferlegung zusätzlicher Verpflich-

tungen in anderen Mitgliedstaaten als der

Sitz nur durch einzelfallbezogene Maßnah-

men

Art. 3 Abs. 2 und 4 der Richtlinie 2000/31/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche

Aspekte der Dienste der Informationsgesell-

schaft, insbesondere des elektronischen Ge-

schäftsverkehrs, im Binnenmarkt ist dahin aus-

zulegen, dass er es einem Mitgliedstaat ver-

wehrt, den freien Verkehr von Diensten der

Informationsgesellschaft aus anderen Mitglied-

staaten dadurch zu beschränken, dass er gesetz-

liche Maßnahmen generell-abstrakter Natur er-

greift, die sich auf eine allgemein umschriebene

Kategorie bestimmter Dienste der Informations-

gesellschaft beziehen, ohne dass diese Maßnah-

men in Bezug auf einen konkreten Einzelfall er-

griffen werden.

GA Szpunar, Schlussanträge vom 8.6.2023 –

C-376/22

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1473-3
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BGH: Wirksamkeit von oder gegenüber ei-

nem Insolvenz- oder Gesamtvollstreckungs-

verwalter vorgenommenen Rechtshandlun-

gennach seinerAbberufungauchgegenüber

demneubestelltenVerwalter

a) Die von oder gegenüber einem Insolvenz-

oder Gesamtvollstreckungsverwalter vorgenom-

menen Rechtshandlungen bleiben nach seiner

Abberufung auch gegenüber dem neu bestell-

ten Verwalter wirksam. Das gilt namentlich für

gerichtliche Zustellungen und damit in Lauf ge-

setzte Fristen.

b) Lehnt das Gericht es ab, einen Vergütungs-

festsetzungsbeschluss von Amts wegen zu än-

dern, eröffnet dies kein Rechtsmittel zugunsten

eines Beteiligten, für den die Beschwerdefrist ge-

gen diesen Beschluss bereits abgelaufen ist.

BGH, Beschluss vom 16.3.2023 – IX ZB 28/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1473-4
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BGH: Insolvenzverwalter und Widerspruchs-

rücknahme

a) Der Insolvenzverwalter kann nach seiner Wahl

die Rücknahme des Widerspruchs gegenüber

dem anmeldenden Gläubiger oder aber gegen-

über dem Insolvenzgericht erklären.

b) Der Insolvenzverwalter muss nach der Rück-

nahme eines zuvor durch ihn erhobenen Wider-

spruchs, jedenfalls bei einem vorläufigen Be-

streiten, auf eine Berichtigung der Insolvenzta-

belle hinwirken.

BGH, Urteil vom 27.4.2023 – IX ZR 99/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1473-5

unterwww.betriebs-berater.de
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